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Beschlußempfehlung und Bericht  
des Ausschusses für Forschung und Technologie (18. Ausschuß)  

zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Schierholz, Schmidt (Hamburg-Neustadt)  
und der Fraktion DIE GRÜNEN  
— Drucksache 10/3766 —  

Ökologische Zukunft der Kernforschungsanlage Jülich  

Α. Problem  

Nach dem Antrag sollen in der Kernforschungsanlage (KFA) 
Jülich künftig langfristig angelegte und komplexe For-
schungs- und Entwicklungsvorhaben von überregionaler und 
großer sozialer, ökologischer und volkswirtschaftlicher Bedeu-
tung erarbeitet werden, die einen hohen Planungs- und Mana-
gementaufwand sowie eine kontinuierliche Bearbeitung erfor-
dern und die mit erheblichen technischen und ökonomischen 
Risiken behaftet sind. Ihr Forschungspotential auf den Quer-
schnittsgebieten der Ursachen- und Wirkungsforschung, der 
Technikfolgenabschätzung und der Systemanalyse soil we-
sentlicher Bestandteil des von der Bundesregierung geplanten 
„Frühwarnnetzes" werden. 

Β. Lösung  

Ablehnung des Antrages, da dessen inhaltliche Forderungen 
durch den Bericht der Bundesregierung zur zukünftigen 
Entwicklung der Großforschungseinrichtungen — Druck-
sachen 10/1327, 10/1771—, durch die Beschlußempfehlung des 
Ausschusses vom 12. März 198 6  (Drucksache 10/5178) sowie 
durch die von der Kernforschungsanlage Jülich beschlosse-
nen Neuorientierung in ihren Aufgaben und Zielen erfüllt 
sind. 

Mehrheitsbeschluß bei Stimmenthaltungen  
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C. Alternativen 

Die Fraktion DIE GRÜNEN besteht auf Annahme des An-
trags. 

D. Kosten 

keine 

Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 10/3766 — abzulehnen. 

Bonn, den 15. Oktober 1986 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie 

Dr. Schierholz 

Vorsitzender 

Seesing 	Vosen 

Berichterstatter 

Kohn Schmidt (Hamburg-Neustadt) 
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Bericht der Abgeordneten Seesing, Vosen, Kohn und Schmidt (Hamburg-Neustadt) 

A. Allgemeines 

1. Gang des Beratungsverfahrens 

Der Antrag ist in der 191. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 23. Januar 1986 an den Ausschuß 
für Forschung und Technologie federführend sowie 
zur Mitberatung an den Innenausschuß und den 
Ausschuß für Wirtschaft überwiesen worden. 

Der Ausschuß für Forschung und Technologie hat 
in seiner Sitzung am 15. Oktober 1986 unter Heran-
ziehung der Stellungnahme der mitberatenden Aus-
schüsse mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
und einer Stimme der Fraktion der SPD, die sich im 
übrigen der Stimme enthalten hat, und gegen die 
Stimme der Fraktion DIE GRÜNEN die dem Hohen 
Hause vorgelegte Beschlußempfehlung verabschie-
det. 

2. Die Voten der mitberatenden Ausschüsse 

Der Wirtschaftsausschuß hat in seiner Sitzung am 
12. März 1986 bei Abwesenheit der Mitglieder der 
Fraktion der SPD und des Vertreters der Fraktion 
DIE GRÜNEN den Beschluß gefaßt, die Ablehnung 
des Antrags zu empfehlen. 

Der an die Stelle des mitberatenden Innenaus-
schusses getretene Ausschuß für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit hat in seiner Sitzung 
am 1. Oktober 1986 mit den Stimmen der Koali-
tionsfraktionen und der SPD-Fraktion bei Abwe-
senheit des Vertreters der Fraktion DIE GRÜNEN 
empfohlen, den Antrag abzulehnen. 

B. Zum Antrag 

Mit dem Antrag wird die Bundesregierung aufge-
fordert, bei der Kernforschungsanlage Jülich eine 
Globalsteuerung in der Weise vorzunehmen, daß 
dort künftig langfristig angelegte und komplexe 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben von über-
regionaler und großer sozialer, ökologischer und 
volkswirtschaftlicher Bedeutung bearbeitet werden, 
die einen hohen Planungs- und Managementauf-
wand sowie eine kontinuierliche Bearbeitung erfor-
dern und die mit erheblichen technischen und öko-
nomischen Risiken behaftet sind. Insbesondere soil 
die Kernforschungsanlage Jülich verstärkt zur wis-
senschaftlichen Politikberatung und als Instrumen-
tarium des von der Bundesregierung geplanten 
„Frühwarnnetzes" unter ökologischen Gesichts-
punkten herangezogen werden. Dabei soil sich die 
inhaltliche Arbeit der KFA Jülich schwerpunktmä-
ßig auf die nichtnukleare Energieforschung unter 
besonderer Berücksichtigung unter anderem fort-
geschrittener Energiespartechniken, des Einsatzes 

der verschiedenen regenerativen Energiequellen 
der Bundesrepublik Deutschland, der Entwicklung 
von Speichertechniken und der Bedarfssteuerung 
sowie auf die ökologische Wirkungsforschung unter 
besonderer Berücksichtigung der Umweltfor-
schung, Altlastensanierung und Risikoanalyse der 
industriellen, handwerklichen und landwirtschaftli-
chen Produktion ausrichten. 

C. Zum Ausschußbeschluß 

Die Koalitionsfraktionen waren der Meinung, daß 
das neue Konzept der KFA Jülich den Vorstellun-
gen entspreche, die im Ausschuß für Forschung und 
Technologie jahrelang im Zusammenhang mit der 
Neuorientierung der Großforschungseinrichtungen 
diskutiert und entwickelt worden seien. In dem von 
der Bundesregierung auf Beschluß des Deutschen 
Bundestages vorgelegten Bericht über die Neuord-
nung der Großforschungseinrichtungen (Druck-
sachen 10/1327, 10/1771) sei darauf hingewiesen 
worden, daß die Phase neuer inhaltlicher Festlegun-
gen bei den Aufgaben der Großforschungseinrich-
tungen, bedingt durch den erfolgreichen Abschluß 
oder die bevorstehende Beendigung von Grün- 
dungsaufgaben sowie durch ihren Beitrag, neuen 
wissenschaftlich-technischen Herausforderungen 
zu begegnen, in einigen Großforschungseinrichtun-
gen bereits eingeleitet worden sei. Hierzu gehöre 
nach Ansicht der Koalitionsfraktionen die KFA Jü

-

lich. Dies werde dadurch verdeutlicht, daß neben 
der Fortführung unter anderem der nuklearmedizi-
nischen Forschung, der Nuklearchemie, der Bio-
technologie, der Plasmaphysik-Kernfusion, der 
Kernphysik, der Energie- und Umweltforschung so-
wie der Festkörperforschung drei neue Schwer-
punkte gebildet worden seien: „Materialforschung", 
„Umweltchemikalien und Ökosysteme" sowie 
,,Grundlagenforschung zur Informationstechnik". 
Insgesamt müßte festgestellt werden, daß das neue 
Gesamtkonzept der KFA, auch beeinflußt durch die 
Entscheidung, keine Spallationsneutronenquelle zu 
bauen, vom Grundsätzlichen her als ausreichend 
angesehen werden muß, den Bereich ihrer For-
schungsmöglichkeiten abzudecken und ihr Profil 
insbesondere durch die neuen Forschungspro-
gramme für die Zukunft zu prägen. Im übrigen wi-
derspreche es der Selbstbestimmung der KFA Jü-
lich, wenn mit den im Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN vorgeschriebenen Aufgabenzuweisungen 
der Eindruck erweckt werde, im Detail einer Groß-
forschungseinrichtung vorzuschreiben, was sie in 
Zukunft als Forschung zu betreiben habe. 

Die Fraktion der SPD vertrat die Meinung, daß der 
Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN Ansätze enthal-
te, die neue Aufgaben der KFA Jülich darstellen 
könnten. Allerdings sei der aufgeführte Aufgaben- 
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katalog jedoch nicht ausreichend für die Ausla-
stung der gesamten Forschungskapazität. Das Pro-
gramm für die Umstrukturierung der KFA Jülich 
werden durchaus für bedenkenswert gehalten, wo-
bei deren Gesamtkonzept um die von der Fraktion 
DIE GRÜNEN vorgeschlagenen Punkte ergänzt 
werden sollte. 

Die Fraktion DIE GRÜNEN sah ihren Antrag als 
einen wichtigen Teilaspekt bei der Neukonzeption 
für die KFA Jülich an, insbesondere nach der Ent-
scheidung, die Spallationsneutronenquelle nicht zu 
bauen. Auf Grund dieser Entscheidung sei die Mög-
lichkeit eröffnet worden, weg von der Konzentra-
tion auf Großgeräte z. B. neue Wege in Richtung auf 
eine vernetzte Forschung zu gehen. Diese For-
schung ermögliche es, daß Wissenschaftler aus ver

-

schiedenen Fachbereichen zusammenwirken kön-
nen, um zu untersuchen, wie sich verschiedene Ent-
wicklungen in den Ökosystemen, aber auch im Hin-
blick auf die durch die Anwendung von neuen Tech-
nologien verursachten sozialen Probleme der Ge-
sellschaft auswirkten. Wenngleich im Bereich der 
Umweltforschung gewisse Übereinstimmungen vor-
handen seien, so sollten hier andere Schwerpunkte 
gesetzt, das hießt nicht nur Stoffkreisläufe unter-
sucht, sondern Alternativforschung betrieben wer-
den, um Gifteinträge an der Quelle zu vermeiden. 
Hinsichtlich der Neukonzeption der KFA Jülich sei 
in den Bereichen Materialforschung und Informa-
tionstechniken offenkundig geworden, daß sie weit-
gehend industriellen Interessen untergeordnet wer-
den sollen. Damit würden Industriebereiche sub-
ventioniert, die diese Subventionen nicht nötig 
hätten. 

Bonn, den 15. Oktober 1986 

Seesing 	Vosen 

Berichterstatter 

Kohn Schmidt (Hamburg- Neustadt) 


